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I. Bebauungsrechtliche Rahmenbedingungen für die Bebauung 
"Östlich der Wolfurtstraße II" - Textteil 

A. Rechtsgrundlagen 

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), Neugefasst durch Bek. v. 3.11.2017 I 3634. 

- Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), Neugefasst durch Bek. v. 21.11.2017 I 3786. 

- Verordnung zur Ausarbeitung der Bauleitpläne und Darstellung der Planinhalte 
(PlanZV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 4. Mai 2017(BGBl. I S. 1057) geändert worden ist. 

- Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. September 2017 (BGBl. I S. 3434) geändert 
worden ist. 

B. Planungsrechtliche Festsetzungen gemäß §9 BauGB 

1. Geltungsbereich 

Die Abgrenzung des Plangebietes ist durch eine schwarze Umrandung gekennzeichnet. 

Das Plangebiet beinhaltet folgende Grundstücke: 

Flst. 801 Teilflurstück Gemarkung Dettingen/Iller 
Flst. 809 Teilflurstück Gemarkung Dettingen/Iller 
Flst. 812 Teilflurstück Gemarkung Dettingen/Iller 
Flst. 814 Teilflurstück Gemarkung Dettingen/Iller 

2. Art der baulichen Nutzung 

Allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO 
Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. 

Zulässig sind (§ 4 Abs. 2 BauNVO) 

1. Wohngebäude, 

2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und 
Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe, 

3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und  
sportliche Zwecke. 

Nicht zulässig sind (§ 4 Abs. 3 BauNVO) 

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes 

2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 

3. Anlagen für Verwaltungen  

4. Gartenbaubetriebe 

5. Tankstellen 

WA 
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3. Maß der baulichen Nutzung 

Zahl der Vollgeschosse, 
hier: max. II zulässige Vollgeschosse 

Maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ), hier: 0,35 

Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen von Garagen und 
Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen und baulichen Anlagen 
unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird, bis maximal 50 % überschritten werden. 

Maximal zulässige Wandhöhe für Hauptgebäude (WH),  
hier: max. 7,00 m; für Satteldächer. Gemäß Planzeichnung. 

In Meter. Gemäß Planzeichnung. Gemessen ab Fußbodenoberkante 
(Fertigfußboden) des Erdgeschosses (FOK) bis Schnittpunkt der Außen-
wand mit der Oberkante Sparren. 

Maximal zulässige Firsthöhe für Hauptgebäude (FH),  
hier: max. 8,50 m 

In Meter. Gemessen ab Fußbodenoberkante (Fertigfußboden) des Erdge-
schosses (FOK) bis Oberkante Dachhaut am First. 
Die maximal zulässige Firsthöhe für Hauptgebäude gilt für Satteldächer. 

Fertigfußbodenhöhe des Erdgeschosses (FOK) 

Die FOK des Wohngebäudes (Erdgeschoss) muss 0,3 m bis max. 0,6 m 
über der fertigen Straßenoberkante, gemessen in der Mitte der zur Straße 
gewandten Gebäudeseite, betragen. Die FOK von Garagen darf maximal 
0,3 m über der fertigen Straßenoberkante liegen. 

Die maximale Fertigfußbodenoberkante (FOK) für das Erdgeschoss ist 
herbei wie folgt zu ermitteln: Die geplanten Gebäudeaußenkanten der 
jeweiligen baulichen Anlage werden senkrecht (in Richtung der Grund-
stückszufahrten) bis zum Schnittpunkt mit dem Fahrbahnrand (Straßen-
begrenzungslinie) verlängert. Die dort vorhandenen Höhenwerte der Er-
schließungsstraße bzw. des Gehweges werden als Höhenbezugspunkt für 
die jeweilige Bauparzelle ausgemittelt. 

4. Bauweise und Baugrenzen 

Offene Bauweise (o) 

Bauliche Anlagen sind mit seitlichem Grenzabstand gem. § 5 LBO zu er-
richten. 

Einzel- und Doppelhäuser (ED) 

Es sind Einzel- und Doppelhäuser zulässig. Für Doppelhaushälften ist nur 
eine Grundstücksgröße von maximal 400 m² zulässig. Dabei gilt die 
Grundstücksfläche abzüglich der Fläche des Leitungsrechtes - falls vor-
handen. 

 

GRZ 0,35 

WH =  
max. 7,0 

FH =  
max. 8,5  

o 

 

II 



4 

Baugrenze 

Ein Vortreten vor Baugrenzen mit Gebäudeteilen ist gem. § 23 Abs. 3 
BauNVO ausnahmsweise in geringfügigem Ausmaß (maximale Überschrei-
tung von 10m²) zulässig mit: 

- untergeordneten Bauteilen gem. § 5 Abs. 6 LBO  

Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO sind auch außerhalb der Baufenster zu-
lässig. 

Firstrichtung, wahlweise nach allen Richtungen frei wählbar 

 

 

 

5. Verkehrsflächen 

Öffentliche Verkehrsfläche 

Ausführung in befestigter Art (z.B. Schwarzdecke, Pflasterflächen, etc.)  
 

6. Grünordnung 

Privates Pflanzgebot als Abgrenzung zum Baugebietsrand  

Das Private Pflanzgebot ist mit standortgemäßen Sträuchern und Bäumen 
zu bepflanzen. Die Bepflanzung orientiert sich an der Artenliste in der An-
lage zum Bebauungsplan. 

 

Zu pflanzender Baum - Lage variabel 

Je 500 m² (angefangene) Grundstücksfläche ist min. 1 Baum I. oder II. 
Ordnung oder heimische Obstbaumhochstämme anzupflanzen. Die Min-
destgröße der zu pflanzenden Bäume I. und II. Ordnung beträgt 16-18cm 
Stammumfang.  

Die Lage der Anpflanzung auf dem Grundstück sowie im öffentlichen Stra-
ßenraum ist variabel. Dabei ist § 16 Abs. 1 Nr. 5 NRG BW (Nachbarrechts-
gesetz Baden-Württemberg) zu berücksichtigen. 

Unzulässig sind Gehölze, die als Zwischenwirt für die Erkrankungen im 
Obst- und Ackerbau gelten, speziell die in der Verordnung zur Bekämp-
fung der Feuerbrandkrankheit (Feuerbrandverordnung vom 20.12.1985, 
BGBI. I 1985 S. 2551) genannten. 

Neben heimischen Obstbaumhochstämmen sollen vorrangig Gehölze aus 
den Pflanzempfehlungen verwendet werden. 

Pflanzgebot 
privat 

 

 

 

A/Pfg. 1 

A/Pfg. 2 
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7. Sonstige Planzeichen 

Abgrenzung Geltungsbereich 

 

Leitungsrecht 

Siehe Planzeichnung 

 

8. Weitere Planungsrechtliche Festsetzungen durch Text 

Wohneinheiten  Für freistehende Einzel- und Doppelhäuser ist folgendes zulässig: 
Je Einzelhaus und je Doppelhaushälfte sind max. 2 Wohneinheiten zu-
lässig. 

Garagen/Carports Oberirdische Garagen sind innerhalb des Baufensters zulässig. 

Carports dürfen auch außerhalb der Baufenster errichtet werden. Sie 
müssen einen Mindestabstand von 1,5m zur Straßenbegrenzung auf-
weisen. 

Artenschutz Im Rahmen der Realisierung von Bauvorhaben innerhalb des Geltungs-
bereiches sind im Zuge des Erlasses der Baugenehmigungen die arten-
schutzrechtlichen Belange nach § 44 BNatSchG zu berücksichtigen (Tö-
tungs- und Verletzungsverbot, Störungs- und Schädigungsverbot). 

Bei Baufeldfreimachungen sind die allgemeinen Schutzzeiten vom 
01.03. bis 30.09. nach § 39 BNatSchG zu beachten und die Arten-
schutzvor- schriften nach §44 BNatSchG zu beachten (Tötungsverbot 
geschützter Arten, Zerstörungsverbot von Lebensstätten während den 
Schutzzeiten etc.). 
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C. Allgemeine Hinweise und Empfehlungen 

1. Planzeichen 

Grundstücksgrenze, Planung 

 

 

Flurstücksgrenze, Bestand (nachrichtliche Darstellung) 

 

 

Flurstücksnummer, Bestand (nachrichtliche Darstellung) 

 

 

Gebäudenummer mit Flächengröße 

 

 

Öffentliche Verkehrsfläche: Gehwege 

 

 

2. Weitere Hinweise durch Text 

Pflanzempfehlungen 
 Es wird empfohlen, im Bereich der privaten Grünflächen Gehölze aus der 

nachfolgenden Liste (einheimische Gehölze) zu verwenden: 
 
Bäume I. Ordnung: 

Spitzahorn  Acer platanoides 
Bergahorn  Acer pseudoplatanus 
Stieleiche  Quercus robur 
Winterlinde  Tilia cordata 
Sommerlinde  Tilia platyphyllos 

 
Bäume II. Ordnung: 

Feldahorn  Acer campestre 
Birke Betula  pendula 
Hainbuche  Carpinus betulus 
Vogelkirsche  Prunus avium 

 
Obstbaumhochstämme: 

Im Raum typ. Kern- und Steinobstarten 

 

 

814 

35 
786 m² 
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Großsträucher und Sträucher: 
Hartriegel  Cornus sanguinea 
Haselnuß  Corylus avellana 
Pfaffenhütchen  Euonymus europaeus 
Liguster  Ligustrum vulgare 
Heckenkirsche  Lonicera xylosteum 
Schlehe  Prunus spinosa 
Heimische Rosen  R. canina, R. arvensis, R. gallica,  

R. pimpinellifolia 
Wolliger Schneeball  Viburnum lantana 
Wasserschneeball  Viburnum opulus 

 
Ranker: 

Waldrebe  Clematis spec. 
Efeu  Hedera helix 
Wilder Wein  Parthenocisuss spec. 
Schling-Knöterich  Polygonum aubertii 

Im Bereich der privaten Grünflächen und der Straße zugewandten Berei-
che sollte die Verwendung von nicht standortgerechten Gehölzen vermie-
den werden. 

Es sollte Pflanzgut mit Herkunftsnachweis verwendet werden.  

Auch sollte die Pflanzung der Gehölze, die als Zwischenwirt für die Erkran-
kungen im Obst- und Ackerbau laut Verordnung zur Bekämpfung der Feu-
erbrandkrankheit (Feuerbrandverordnung vom 20.12.1985, BGBI. I 1985 
S. 2551) gelten, vermieden werden. 

Luft-Wasser-Wärme-Pumpen  

Der Gemeinderat empfiehlt die Verwendung von Grundwasserwärme-
pumpen. 

Luft-Wasser-Wärme-Pumpen sollen abgewandt von Wohn-, Schlaf- und 
Terrassenbereichen benachbarter Wohngebäude errichtet bzw. zusätzli-
che Schalldämmmaßnahmen durchgeführt werden. 

Zum Schutz der Wohnqualität auf den Nachbargrundstücken dürfen Luft-
wärmepumpen einen maximalen Schallpegel von 50 dB (A) haben. Sie 
dürfen nicht näher als 7 m an der Grenze zu einem Nachbargrundstück 
betrieben werden. 
Wenn der Schallpegel unter 45 dB (A) dauerhaft gewährleistet ist, kann 
der Abstand auf 4 Meter reduziert werden. 

Plangenauigkeit  Die Planzeichnung wurde auf der Grundlage einer digitalisierten Flurkarte 
erstellt. Somit ist von einer hohen Genauigkeit auszugehen, wobei sich 
dennoch im Rahmen einer späteren Ausführungsplanung oder Einmes-
sung Abweichungen ergeben können. Dafür kann seitens der Gemeinde 
und des Planungsbüros Ingenieurbüro Schwörer GmbH, Altheim, keine 
Gewähr übernommen werden. 
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Geologie  Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen 
oder von Bauarbeiten (z.B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Boden-
kennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum 
Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden objektbezogene Bau-
grunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein pri-
vates Ingenieurbüro empfohlen. 

Archäolgische Funde, Bodendenkmäler 

Sollten bei Erdarbeiten Funde (beispielsweise Scherben, Metallteile, Kno-
chen) oder Befunde (z.B. Mauern, Gräber, Gruben, Brandschichten) ent-
deckt werden, ist das Landesamt für Denkmalpflege beim Regierungsprä-
sidium Stuttgart (Abt. 8) gemäß §20 Denkmalschutzgesetz (DSchG) unver-
züglich zu benachrichtigen. 

Fund und Fundstelle sind bis zur sachgerechten Begutachtung, mindes-
tens bis zum Ablauf des 4. Werktags nach Anzeige, unverändert im Boden 
zu belassen. Die Möglichkeit zur fachgerechten Dokumentation und 
Fundbergung ist einzuräumen. 

Bodenschutz  Der im Zuge der Baumaßnahme anfallende Erdaushub ist möglichst im 
Plangebiet zu verwerten. Verdichtungen bei Erdbauarbeiten sind zu ver-
meiden; diese sind daher bei trockener Witterung und gutem, trockenen, 
bröseligen, nicht schmierenden Boden auszuführen. Der humose Oberbo-
den sollte zu Beginn der Bauarbeiten auf allen beanspruchten Flächen ab-
geschoben werden. Der Erdaushub sollte in Mieten zwischengelagert 
werden. 

Das „Merkblatt für den Bauherrn – Bodenschutz bei Bauarbeiten“ ist zu 
berücksichtigen. 

Müll, Sperrmüll  Die Abfuhr von Müll/Sperrmüll etc. erfolgt nur entlang der Erschließungs-
straße. 

Erschließung Im Zuge des Straßenbaus sind Randeinfassungen, Verkehrszeichen, Stra-
ßenbeleuchtung und Verteilerschränke auf privaten Grundstücken zu dul-
den. 

Zur Erstellung der Verkehrsflächen sind in den angrenzenden Grundstü-
cken Randeinfassungen mit unterirdischen Stützbauwerken (Hinterbeton 
für Randsteine bzw. Stellplatten) entlang der Grundstücksgrenze in einer 
Breite von ca. 0,3 m und einer Tiefe von ca. 0,6 m zu dulden. 

Erschließungsanlagen (bituminöse Fahrbahn, Randeinfassungen der Stra-
ße, Bepflanzungen usw.) sind vor Baubeginn und während der ganzen 
Bauzeit durch geeignete Maßnahmen zu schützen und vor Schäden zu 
bewahren. Die vorhandenen öffentlichen Straßen (bitum. Straße usw.) 
dürfen während der Bauzeit nicht als Lagerplätze für Bauwagen, Baugerä-
te und Maschinen benutzt werden. Beschädigungen gehen zu Lasten des 
Verursachers, des Grundstückeigentümers bzw. des Bauenden. 
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Ver- und Entsorgungsanlagen, Kabeltrassen 

 Vor Baubeginn ist eingehend zu prüfen, ob auf dem Grundstück Erschlie-
ßungsleitungen (Wasser, Abwasser, Gas, Telefon, EVU sowie Grenzpunkte 
usw.) vorhanden sind. 
Beschädigungen sowie die notwendige Verlegung im Falle einer Überbau-
ung gehen zu Lasten des Verursachers bzw. des Grundstückeigentümers. 

Lärm- und Geruchsbelästigung 

 In dem an das Baugebiet angrenzenden Bereich befinden sich landwirt-
schaftlich genutzte Grundstücke. Auf die sich daraus evtl. gelegentlich er-
gebenden Lärm- und Geruchsemissionen bei deren Bewirtschaftung wird 
ausdrücklich hingewiesen. Im für den ländlichen Bereich üblichen Nor-
malmaß entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen sind diese zu dul-
den. 

Ergänzende Hinweise 

Die Gemeinde behält sich das Recht vor, während der öffentlichen Er-
schließungsmaßnahmen uneingeschränkt die bereits veräußerten Baupar-
zellen nutzen zu dürfen. Mit dem Tag der Abnahme der Erschließungs-
maßnahmen erlischt dieses Recht. 

Die Festlegung geeigneter Standorte für notwendige Kabelverteiler-
schränke, Leuchten, Verkehrszeichen oder ähnliche Einrichtungen in der 
öffentlichen bzw. privaten Fläche sowie mögliche Vereinbarungen diesbe-
züglich behält sich die Gemeinde vor.  

Baumaterialien, die eine nachweisliche Belastung für Mensch oder Um-
welt zur Folge haben, sollten bei der Bauausführung vermieden werden. 

Bei Grundwasseraustritten wird empfohlen, entsprechende bauliche Vor-
sorgemaßnahmen (z.B. weiße Wanne bzw. wasserdichte Keller) zu treffen. 

Im Sinne des Arten- und Klimaschutzes und zur Ressourcenschonung soll-
ten sowohl im öffentlichen als auch im privaten Außenbereich nur insek-
tenfreundliche, energiesparende und indirekte Beleuchtungsanlagen vor-
gesehen werden. 

 

Aufgestellt: Ausgefertigt:  

Altheim, 21.11.2019 Dettingen/Iller, 21.11.2019 

 

 

____________________________ _____________________________ 

Ingenieurbüro Schwörer GmbH Alois Ruf 
88499 Altheim Bürgermeister 
Hartmut Kopp/3043 
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Merkblatt für den Bauherrn 
Bodenschutz bei Bauarbeiten 

Daran sollten Sie denken 

Böden sind gewachsene Naturkörper, die im Laufe von Jahrtausenden aus dem Gestein entstanden sind. Sie 
haben wichtige Funktionen in der Natur.  
 
- Lebensraum für Bodenlebewesen (Pilze, Bakterien, Würmer, Insektenlarven, größere Tiere) 
- Standort für die natürliche Vegetation und Kulturpflanzen 
- Wasserkreislauf, langsames Versickern, Schadstofffilter, Grundwasserschutz 
- Wichtige Zeugnisse der Landschafts- und Kulturgeschichte. 
 
Boden wird insbesondere verbraucht als Fläche für Gebäude und Straßen, zur Rohstoffgewinnung (Steine, 
Kies, Sand, Lehm für Ziegel) und für Deponieflächen. In Baden-Württemberg werden dazu täglich ca. 100.000 
Quadratmeter Boden benötigt. Auf den dafür beanspruchten Flächen werden die Böden zerstört oder in ihren 
Funktionen nachhaltig beeinträchtigt.  
Bodenschutz ist nötig. Bodenschutz soll nicht das Bauen verhindern, sondern lenken und Bodenschäden auf 
das unabdingbare Maß beschränken. Wichtige Bodenschutzbelange wurden bereits beim Bebauungsplan 
bzw. bei Ihrem Baugesuch berücksichtigt. Als Bauherr sollten Sie aber noch mehr tun.  
Bodenschutz nützt den Bewohnern. Wenn Sie einige Regeln und Tipps beachten, haben Sie mehr Freude an 
Garten und Grünanlagen. Gemüse und Obst wachsen besser und Sie haben weniger Mühe bei der Gartenar-
beit. Sie Leistung aktive Mithilfe beim Boden-, Natur- und Umweltschutz. Bei Fragen steht Ihnen das Landrat-
samt – Wasserwirtschaftsamt – gerne zur Verfügung. 
 
Das sollten Sie beachten 
Erdarbeiten sollten nur bei trockener Witterung und gut trockenem, bröseligem, nicht schmierendem Boden 
ausgeführt werden. Zu feuchter Boden wird leicht verdichtet. Der humose Oberboden (sog. Mutterboden) 
sollte gleich zu Beginn der Bauarbeiten auf allen beanspruchten Flächen abgeschoben werden. Hohes Gras 
und andere Pflanzen sollten Sie abmähen und kompostieren.  
Erdaushub sollte abseits des Baubetriebes in Mieten gelagert werden. Fragen Sie nach Zwischenlagerplätzen 
in Ihrem Baugebiet. Humoser Oberboden und humusfreier Unterboden müssen getrennt werden. Mutterbo-
denmieten sollten nicht höher als 2 m aufgeschüttet werden. Mieten nie befahren. So werden Verunreinigun-
gen mit Abfall und Bauschutt sowie Bodenverdichtungen vermieden. Regenwasser soll gut abfließen können, 
damit die Mieten nicht vernässen. Wenn Sie die Mieten mit Raps, Senf, Phazelia, Kürbis o. ä. einsäen, bleibt 
das Bodenleben aktiv und Sie schützen den Boden zusätzlich vor starker Austrocknung und Vernässung.  
Verwendung des Erdaushubes steht vor Entsorgung. Erdaushub sollte soweit als möglich auf der Baustelle zur 
Auffüllung und Geländegestaltung verwertet werden. Bei Auffüllungen darf niemals humoser Mutterboden 
vergraben werden. Nicht benötigter Erdaushub muss sinnvoll verwertet werden. Fragen Sie bei Ihrer Gemein-
de nach Verwertungsmöglichkeiten.  
Bei notwendigen Auffüllungen auf Ihrer Baustelle sollten Sie nur unbelastetes Erdmaterial verwenden. Sie 
sollten Ihren Lieferanten nach der Herkunft fragen und sich die Unbedenklichkeit bestätigen lassen.  
 
Das sollten Sie vermeiden 
Bodenverdichtungen durch Befahren mit schweren Baumaschinen sind nicht immer vermeidbar. Markierte 
Bauwege können dazu beitragen, dass nicht wahllos verdichtet wird. Sie sollten mit Bedacht dort angelegt 
werden, wo später Abstellplätze oder Zufahrten liegen sollen.  
Bodenversiegelungen auf Zufahrten, Abstellplätzen und Gartenwegen vermindern die Wasserversickerung 
und belasten die Kläranlagen. Vermeiden Sie wasserdichte Beläge wie Beton, Asphalt oder Pflaster mit engen 
Fugen. Besser sind breitfugige Pflaster, Rasengittersteine, Kies- bzw. Schotterbeläge oder einfach nur Rasen. 
Wo immer es möglich ist, sollten Sie auf Einrütteln und Verdichten des Unterbaues verzichten.  
Verunreinigungen des Bodens mit Bauchemikalien wie Farben, Lacken, Verdünnern, Lösungsmitteln, Öl müs-
sen vermieden werden. Leere Behälter und Reste müssen fachgerecht entsorgt werden. Gehen Sie gegen die 
Unsitte an, Bauschutt und Bauabfälle bei der Hinterfüllung der Kellerwände einfach zu vergraben. Dadurch 
entstehen Altlasten von morgen. Sie dürfen auf keinen Fall Abfälle verbrennen, dabei können hoch gefährli-
che Stoffe entstehen, die den Boden für immer belasten.  
Torf zur Bodenverbesserung. Verzichten Sie auf Torf. Schonen Sie unsere bedrohten Moore und Feuchtgebie-
te. Gründüngung mit Raps, Senf oder Phazelia schafft dauerhaften Humus und schließt den Boden auf.  
Überdüngung: Bevor Sie zu viel des Guten tun, sollten Sie Ihren Boden auf Nährstoffe untersuchen lassen. 
Adressen vermitteln: Gartenberater, Gartenbauvereine und Landwirtschaftsämter.  
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II. Bebauungsrechtliche Rahmenbedingungen für die Bebauung 
"Östlich der Wolfurtstraße II" – Örtliche Bauvorschriften 

A. Rechtsgrundlagen 

- Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 5. März 2010. 
Letzte berücksichtigte Änderung: §§ 51, 52, 55, 70 sowie die Inhaltsübersicht geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. November 2017 (GBl. S. 612, 613). 

- Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (Gemeindeordnung - GemO) in der Fas-
sung vom 24. Juli 2000. Letzte berücksichtigte Änderung: Inhaltsübersicht sowie §§ 
26, 27 und 65 geändert, §31a neu eingefügt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. 
Juni 2018 (GBl. S. 221). 

- Gesetz über das Nachbarrecht (Nachbarrechtsgesetz - NRG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8. Januar 1996, letzte berücksichtigte Änderung: mehrfach ge-
ändert durch Gesetz vom 4. Februar 2014 (GBl. S. 65). 

- Gesetz des Landes Baden-Württemberg zum Schutz der Natur und zur Pflege der 
Landschaft (Naturschutzgesetz NatSchG) Vom 23. Juni 2015, letzte berücksichtigte 
Änderung: mehrfach geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 21.11.2017 (GBl. S. 
597, ber. S. 643, ber. 2018, S. 4). 
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B. Festsetzung nach Landesbauordnung gemäß § 74 (LBO) 

1. Dachgestaltung 

Zulässige Dachformen: SD; gemäß Planzeichnung. 

Es ist folgende Dachform auf den Hauptgebäuden zulässig: SD (Sattel-
dach). 

Mit dem Hauptgebäude direkt verbundene Anbauten dürfen vom 

Hauptgebäude abweichende Dachformen haben: 

• Pult-, Walmdach oder Flachdach. 

Dies gilt auch für untergeordnete Bauteile (z.B. Gauben, Wintergärten) 
sowie für Gebäude außerhalb der überbaubaren Flächen (z.B. Garten-
haus).  

Dacheinschnitte sind unzulässig. 

Zulässige Dachneigung: 24 – 40°; Satteldächer 

Mindest- und Maximalneigung in Grad. 

Das festgesetzte Höchstmaß gilt für das Dach des Hauptgebäudes. Die 
Dachneigung von Garagen, Carports und Nebenanlagen dürfen gegen-
über dem Hauptgebäude um +/- 5° abweichen oder als Flachdach aus-
geführt werden. 

Mit dem Hauptgebäude direkt verbundene Anbauten (z.B. Vordächer) 
dürfen vom Hauptgebäude abweichende Dachneigungen haben: 
• bis 40° Neigung 

Dies gilt auch für untergeordnete Bauteile (z.B. Gauben, Wintergärten) 
sowie für Gebäude außerhalb der überbaubaren Flächen (z.B. Garten-
haus). 

Dachüberstände Der Dachüberstand (Abstand zwischen Außenkante der Außenwand 
und Außenkante des am weitesten überragenden, durchgehenden 
Bauteiles des überstehenden Daches, waagerecht gemessen) bei 
Hauptgebäuden, Garagen bzw. Carports darf trauf- und giebelseitig 
maximal 1,0 m betragen. 

Abschleppungen über Freisitzen, Hauseingängen und Balkonen sind 
zulässig. (§ 74 Abs.1 LBO). 

Bedachung  Als Dachdeckung für geneigte Dächer sind nur Dachziegel bzw. Beton-
dachziegel in einheitlichen ziegelroten bzw. rotbraunen sowie in grau-
en, anthrazitfarbenen oder schwarzen Tönen und nichtglänzend zuläs-
sig. Begrünte Dächer sind zulässig. 

Carports sowie eingeschossige mit dem Hauptbaukörper direkt ver-
bundene Anbauten dürfen vom Hauptgebäude abweichende Beda-
chungen haben: begrüntes oder bekiestes Dach, Metalleindeckungen 
oder Glas. 

Dachrinnenverblendungen sind nicht erlaubt. (§ 74 Abs.1 LBO). 

SD 

DN= 
24-40° 
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Wiederkehre und Zwerchgiebel 

Wiederkehre (gegenüber der Außenwand vorspringende Bauteile mit 
First-Richtung quer zur Haupt-First-Richtung) und Zwerchgiebel (Bau-
teile mit First-Richtung quer zur Haupt-First-Richtung, die die Traufe 
unterbrechen) sind unter folgenden Voraussetzungen zulässig 
(§ 74 Abs. 1 LBO): 

- Max. Breite (Außenkante Außenwand): 30 % der Gebäudelänge (Au-
ßenkanten der Giebelwände ohne Berücksichtigung von untergeord-
neten Vor- und Rücksprüngen). 

- Mindest-Abstand (Außenkanten) untereinander bzw. zu evtl. Dach-
aufbauten: 1,25 m. 

- Mindest-Abstand (Außenkanten) zur Gebäudekante der jeweiligen 
Giebelseite: 2,50 m. 

- Mindest-Abstand (senkrecht gemessen) zum First des Hauptdaches: 
0,50 m. 

Dachaufbauten  Dachaufbauten (Dachgauben) sind unter folgenden Voraussetzungen 
zulässig (§ 74 Abs. 1 LBO): 

- Ausführung als sog. Giebelgaube (auch "stehende Gaube" genannt) 
oder als Schleppgaube (letztere zulässig bei einer Mindest-
Dachneigung des dazugehörigen Daches des Hauptgebäudes von 
35°). 

- Breite (Außenkante ohne Dachüberstand): max. 3,0 m. 

- Mindestabstand untereinander (Außenkanten ohne Dachüberstand) 
und zu evtl. Widerkehren: 1,25 m. 

- Mindestabstand zur Gebäudekante der jeweiligen Giebelseite: 
1,50 m. 

- Mindestabstand (senkrecht gemessen) zum First des Hauptdaches: 
0,50 m. 

Solartechnische Anlagen 

Solartechnische Anlagen (Photovoltaik- und solarthermische Anlagen) 
sind zulässig. Solaranlagen müssen in gleicher Neigung wie das jeweili-
ge Dach ausgeführt werden und müssen einen Mindestabstand von 0,5 
m gegenüber den Dachrändern aufweisen. Auf geneigten Dächern sind 
keine Aufständerungen zulässig. Vollflächige Systemdächer sind ohne 
Mindestabstand vom Dachrand zulässig. 
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2. Sonstige Festsetzungen 

Bodenmodellierung in den Grundstücken 

Abgrabungen angrenzend zur öffentlichen Erschließung sind unzu-
lässig. 

Garagen in Kellergeschossen mit entsprechenden Zufahrten sind 
nicht erlaubt (§ 74 Abs.3 LBO). 

Lichtgräben sind bis zu 30% der betreffenden Gebäudelängen nur in 
wasserdichter Bauweise zulässig (Grundwasserstände).  

Auffüllungen und Anböschungen sind soweit möglich mit dem, im 
Zuge der Baumaßnahme, anfallendem Aushub umzusetzen. 

Oberflächenwasser und Regenwasserbewirtschaftung 

Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Mindestmaß zu be-
schränken. 

Gesammeltes Niederschlagswasser ist auf eigenem Grund zu versi-
ckern bzw. ist in hierfür zu errichtenden Zisternen zu sammeln. Eine 
Einleitung von Niederschlagswasser in die gemeindliche Kanalisation 
bzw. auf öffentliche Bereiche ist unzulässig. Bei Verwendung von 
Zisternenwasser als Brauchwasser im Gebäude sind die rechtlichen 
Bestimmungen der Gemeinde zu beachten. 

Das gesamte anfallende private Oberflächenwasser darf nicht auf 
den öffentlichen Grund geleitet werden. Die Errichtung von No-
tabläufen von privaten Grundstücken in den öffentlichen Bereich ist 
unzulässig. 

Die Versickerung von nicht verunreinigtem, gesammeltem Nieder-
schlagswasser ist genehmigungsfrei, soweit die Anforderungen einer 
Rechtsverordnung nach § 46 Abs. 3 WG eingehalten werden. 

Für die genehmigungsfreie Versickerung des Niederschlagswassers 
ist die Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Verkehr über 
die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser vom 
22.03.1999 zu beachten. 

Nach dieser Verordnung muss das Niederschlagswasser breitflächig 
und oberirdisch über eine mindestens 30 Zentimeter mächtige be-
lebte Bodenschicht versickern. 

Gemäß §81 Abs. 1 Satz 1 WG darf der natürliche Ablauf wildabflie-
ßenden Wassers auf ein tieferliegendes Grundstück nicht zum Nach-
teil eines höher liegenden Grundstücks behindert werden. 

Für Dachflächen sind nach Möglichkeit nichtmetallische Materialien 
zu wählen. Soweit trotzdem metallische Werkstoffe Verwendung 
finden, sollen diese mit einer abtragsfreien Schutzschicht versehen 
sein. 
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Die Rückstauhöhe in den Anschlusskanälen ist der fertigen Straßen-
höhe gleichzusetzen. Hausanschlüsse sind gegen Rückstau abzusi-
chern. 
Der Grundstücksbesitzer hat keinen Anspruch auf eine Freispiegel-
entwässerung des Untergeschosses. Sofern in den Untergeschossen 
Abwassereinrichtungen installiert sind, muss das anfallende Abwas-
ser/Oberflächenwasser über eine Abwasserhebeanlage entsorgt 
werden. 

Drainagewasser darf nicht an den Schmutzwasserkanal angeschlos-
sen werden. Die Keller sind wasserdicht („weiße Wanne“) herzustel-
len. 

Gebäude-Ringdrainagen dürfen nicht eingebaut werden. 

Wasserversorgung Gebäude im Einzugsgebiet des Bebauungsplanes sind mit Druck-
minderventilen auszustatten. 

PKW - Stellplätze  Vor Garagen ist zur öffentlichen Verkehrsfläche hin eine PKW – Auf-
stellfläche von mindestens 5,00 m einzuhalten, diese dürfen nicht 
eingefriedet werden. Diese Fläche zählt nicht als PKW - Stellplatzflä-
che. (§ 74 Abs.2 LBO). 

Pro Wohneinheit sind 2 PKW - Stellplätze nachzuweisen. Pro Einlie-
gerwohnung bis 40m² Wohnfläche ist 1 PKW-Stellplatz nachzuwei-
sen. 

Einfriedungen  An Kreuzungsbereichen dürfen Sichthindernisse – einschl. Sträu-
cher, Hecken und Einfriedungen eine Höhe von 0,80 m über Fahr-
bahn nicht überschreiten. 

Mit allen hochwachsenden Bepflanzungen und Zäunen ist von der 
öffentlichen Verkehrsfläche sowie am Übergang zu landwirtschaft-
lich genutzten Grundstücken ein Abstand von mind. 0,5 m einzuhal-
ten. 

Die Höhe der Einfriedungen wird nach dem Nachbarrecht geregelt. 

Werbeanlagen  Werbeanlagen sind ausschließlich an der Stätte der Leistung an der 
Gebäudefassade nur bis zu einer Gesamtfläche von max. 1,0 m² und 
nur bis zur Höhe der Traufe zulässig. Pro Gebäude ist nur eine Wer-
beanlage zulässig. 

Unzulässig sind freistehende Werbeanlagen sowie Werbeanlagen-
mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht sowie Booster- 
und Laserwerbung. 

Freileitungen Freileitungen der Stromversorger, Telekommunikation und so wei-
ter sind nicht erlaubt. 

Außenantennen  Empfangsanlagen zum Betrieb von Rundfunk-. Fernseh-, CB-Anlagen 
o.ä. sind zulässig. Antennen, die den o.g. Umfang überschreiten (z.B. 
zum Betrieb von überregionalen Funkanlagen mit seitlich abge-
spanntem Sendemast) sind unzulässig. 
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Ordnungswidrigkeiten (§ 75, Abs. 3 Nr. 2 LBO) 
Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Sat-
zung über die örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. 
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